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Einberufung einer Generalversammlung
Bundesgerichtsurteil 4A_130/2023 vom 9. Oktober 2023

Mit Bemerkungen von Markus Vischer und Dario Galli*
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I. Sachverhalt

Die A AG (Gesuchgegnerin und Beschwerdeführerin) 
wurde im Jahr 2016 gegründet. Ihr Verwaltungsrat 
setzt sich aus C, Präsident, und D zusammen. C hält 
rund 70% der Namenaktien der A AG. Die restlichen 
Namenaktien werden überwiegend von (ehemaligen) 
Mitarbeitern der A AG gehalten. Die Gesuchsteller (Be-
schwerdegegner, nachfolgend: Gesuchsteller) sind 
allesamt Aktionäre der A AG und erhielten ihre Aktio-
närsstellung im Rahmen des Mitarbeiterbeteiligungs-
programms der A AG. Im Sommer 2020 übertrug die 
A AG im Rahmen einer Transaktion mit der E Inc. ge-
stützt auf ein Sale and Contribution Agreement vom 
14.8.2020 u.a. gewisse ihrer in Entwicklung befindli-
chen Softwareprodukte. Der Kaufpreis für die Übertra-
gung des Kaufobjekts wurde gestützt auf ein Bewer-
tungsgutachten der F AG auf USD 46,6 Mio. festgelegt.1

Die Gesuchsteller stellten sich auf den Stand-
punkt, das Kaufobjekt sei unter Wert verkauft worden. 
Sie ersuchten in diesem Zusammenhang um Anord-
nung einer Sonderprüfung.2 Mit Schreiben vom 
3.3.2022 forderten sie den Verwaltungsrat der A AG auf, 
die ordentliche Generalversammlung für das Ge-
schäftsjahr 2020 einzuberufen und neben der Geneh-
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1 BGer 4A_130/2023 vom 9.10.2023 Sachverhalt Teil A.a.
2 Vgl. paralleles Verfahren BGer 4A_84/2023 vom 9.10.2023.

migung des Lageberichts, der Jahresabschlüsse und 
der konsolidierten Jahresberichte 2020 auch die Be-
schlussfassung über das von D am 14.8.2020 unter-
zeichnete Sale and Contribution Agreement mit der 
E  Inc. zu traktandieren. Zum zweiten Verhandlungs-
gegenstand stellten sie den Antrag, das von D unter-
zeichnete Sale and Contribution Agreement nicht zu 
genehmigen bzw. abzulehnen. Mit Schreiben vom 
28.3.2022 setzte der Verwaltungsrat der A AG die or-
dentliche Generalversammlung über das Geschäfts-
jahr 2020 an. Traktandiert wurden u.a. die Genehmi-
gung des Lageberichts, der Jahresrechnung und Kon-
zernrechnung für das Jahr 2020, nicht aber die 
Beschlussfassung über das Sale and Contribution Agree-
ment.3

Am 25.4.2022 reichten die Gesuchsteller beim 
Kantonsgericht Zug ein Einberufungs- und Traktan-
dierungsgesuch ein. Mit Entscheid vom 15.11.2022 
hiess der Einzelrichter am Kantonsgericht das Gesuch 
teilweise gut. Es verpflichtete die Verwaltungsräte der 
A  AG, D und C, eine ausserordentliche Generalver-
sammlung für die A  AG mit folgendem Traktandum 
und folgendem Beschlussantrag einzuberufen:

«i. Traktandum: Beschlussfassung über das von D. 
am 14. August 2020 unterzeichnete Sale and Contribu-
tion Agreement mit der E.  Inc. ii. Beschlussantrag: 
Nichtgenehmigung oder Ablehnung des von D. am 
14. August 2020 unterzeichneten Sale and Contributi-
on Agreement mit der E. Inc. […].»4

Gegen diesen Entscheid reichte die A AG Berufung 
beim Obergericht des Kantons Zug ein. Mit Urteil vom 
24.2.2023 wies das Obergericht die Berufung in der Sa-
che ab und bestätigte den Entscheid des Einzelrichters 
am Kantonsgericht bezüglich Einberufung und Trak­
tandierung.5

Gegen dieses Urteil reichte die A AG am 1.3.2023 
eine vorläufige und am 29.3.2023 eine ergänzte Be-
schwerdeschrift beim Bundesgericht ein, wobei die 
A AG in der Hauptsache rügt, der vorinstanzliche Ent-
scheid zur Einberufung der Generalversammlung und 
die Traktandierung der Beschlussfassung über das 
Sale and Contribution Agreement verletze die aktien-
rechtliche Kompetenzordnung. Das Bundesgericht 
wies die Beschwerde ab, soweit es darauf eintrat.6

3 BGer 4A_130/2023 vom 9.10.2023 Sachverhalt Teil A.b.
4 BGer 4A_130/2023 vom 9.10.2023 Sachverhalt Teil B.a.
5 BGer 4A_130/2023 vom 9.10.2023 Sachverhalt Teil B.b.
6 BGer 4A_130/2023 vom 9.10.2023 Sachverhalt Teil C sowie 

E. 3 Ingress und 4.
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